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Amtlicber Teil.
Lohnlisten.

— UuS Kreisen der Arbeitgeber ist vielfach der Meinung
UuSdcuck verliehen worden , die Einsorderung der Lohnlisten
fei angesichts der in Aussicht stehende « Einführung der Lohn¬
steuer überflüssig und bedeute eiue unnötige Belästigung
der Arbeitgeber und Steuerbehörden . Dies « Auffassung trifft
nicht zu ; den « die Lohnsteuer könnte sich ihrer Natur nach
nur auf das künftige Arbeitseinkommen erstrecken , wäh »
rend die im Laufe des Kalenderjahres 1Ä20 erzielten Arüeits -
eiukünfte " U Hand der Lohnlisten ermittelt werden müssen .

Die Finanzämter und Steuerkommissäre find jedoch ange -
» iesen, den Arbeitgebern die Aufstellung der Listen tunlichst
«u erleichtern . Insbesondere soll es nicht beanstandet werden »
Venn lediglich der Barlohn , nach Abzug der Versicherungs¬
beiträge . angegeben wird , vorausgesetzt , daß dabei ausdrücklich
bemerkt wird , daß diese Beiträge bereits abgezogen sind . Die
Angabe d«S letzten Beranlagungsorts kann unterbleiben »
wenn der Arbeitgeber hierwegeu besondere Erholungen ma¬
chen müßte . Auch genügt es , wenn bei nicht mehr im Be¬
triebe befindlichen Arbeitern , deren derzeitiger Wohnsitz dem
Arbeitgeber nicht bekannt ish der letzte bekannt « Wohnsitz an -
gegeben wird . Die Steuerbehörden werden außerdem dea
Arbeitgebern , denen die rechtzeitige Einreichung der Listen
Schwierigkeiten macht , durch angemessene Verlängerung der
Frist soweit als möglich entgegenkommen .

* Das Btriegsgespenst —
und die wahre Gerabr.

In einem wettpolitisch interessanten Artikel des Lon¬
doner „Sunday Pictorial " vom 6. März unterzieht Sir
Sidney Low unter obiger Überschrift die wachsende
englisch-amerikaischne Spannung einer eingehenden Prü¬
fung und wirbt für eine „wirkliche Verständigung " zwi¬
schen Großbritannien , den Vereinigten Staaten und Ja¬
pan . Der Aufsatz , der daS wahre Verhältnis zwischen
Zen genannten Mächten in scharfe Beleuchtung rückt,
lautet in unserer fast ungekürzten Übertragung folgen¬
dermaßen :

„Vielen Leuten erscheint ein Krieg zwischen den
englisch sprechenden Weltmächten einfach „undenk¬
bar ". Er sollte es auch wirklich sein. Denn , wenn es je
bozu käme , so würde dies so viel wie den Untergang bei¬
der Länder und wahrscheinlich auch der gesamten west¬
lichen Zivilisation bedeuten. Jedoch manchmal tritt das
Undenkbare ein : Der beste Weg, ihm vorzubeugen , ist
der, darüber nachzudenken und den Tatsachen ins Gesicht
tu sehen, statt ihnen aus dem Wege zu gehen. Nun ist es
aber Tatsache , daß eine ganz beträchtliäie Anzahl Per¬
sonen in den Vereinigten Staaten an die Möglichkeit
rines bewaffneten Kampfes mit Großbritannien gedacht ,
darüber gesprochen und geschrieben haben . Der Gedanke
daran wird den amerikanischen Zeitungen allmählich
gfläufig . Die ganze Hearst-Gruppe und ihre anti -eng¬
lischen, pro -irischen und Bindestrich-amerikanischen An¬
hänger liebäugeln mit ihm . Blätter mit größerem Ver¬
antwortlichkeitsgefühl verabscheuen und beklagen dies .
Über sie behandeln den Gedanken nicht als reine Phan¬
tasterei, die zu schrecklich und zu absurd wäre , um über¬
haupt beachtet zu werden. Sie erachten ihn der Erörte -
rmig wett und erörtern ihn tatsächlich allen Ernstes . Und
vielleicht sollten auch wir dies tun . Es ist nutzlos, zu
behaupten, dieses Kriegsgespenst sei so lächerlich , daß wir
8ar keine Notiz davon zu nehmen brauchen. Wir täten
^ kser daran , uns zu vergewissern, was Positives daran
m. und warum er wirklich Amerikaner beunruhigt , die
lveder verrückt noch überspannt sind.
. Warum in aller Wett , fragen wir , sollten gut unter -

^ chtete Publizisten in Newyork und Chicago , Männer ,ble einen Krieg mit England mit dem äußersten Abscheu
brachten würden , warum sollten sie schreiben , als ob
birse Katastrophe wirklich denkbar wäre und zwar in ab-
'̂ höarer Zeit ? Die Erklärung ist dann zu suchen, daß
de beunruhigt find, weil sie wissen , daß ein bitteres , cmti-
^ isches Gefühl in Amerika durch irgend einen Sonder -
^ leicht hervorgerufen werden kann . Es gibt einige
Millionen amerikanische Bürger (meist fremden Ur-
wrungs) die uns von Grund aus verabscheuen. Es gibt" Humen anderer , die dahin gebracht worden sind, uns
k Mißtrauen und Neid zu betrachten. Der „alte
^ ll ist nicht sichtbar , aber er besteht sott . Die anti -
^ uschsn Politiker und Publizisten liegen immer auf der

nach einem geeigneten Zwischenfall, um ihn zur
anzufächeln. Ein paar Quadratmeilen

Ris>-K
Landes in Südamerika , ein Zank unter

im nördlichen Eismeer würde ihnen schon genü¬

gen. Die Vereinigten Staaten hätten es wegen Vene¬
zuela und dem Beringmeer mit uns zum Krieg kommen
lassen, wenn unser Auswärtiges Amt nicht nachgegeben
hätte . In fünf Jahren wird die amerikanische Flotte an
Schlachtschiffen größer und stärker sein als unsere eigene.Die Kriegshetzer werden dann imstande sein, ihren Mit -
bürgern zu versichern , daß Bruder Jonathan jederzeit
John Bull auspeitschen kann.

Aber die Unheilstifter brauchen irgend etwas greif¬bares für ihre Absichten . Diesmal finden sie die Gelegen¬
heit im englisch -japanischen Bündnis . Sehr viele Ame¬
rikaner sind äußerst nervös in bezug auf Japan , das
ihrer Ansicht nach feine imperialistischenZiele planmäßigund skrupellos verfolgt. Es will Ostasien und den Mil¬
len Ozean beherrschen und wird sich dagegen wehren,daß man es von allen Küsten dieses Meeres fernzuhalten
sucht. Diese Pläne werden unvermeidlich zum Zusammen¬
stoß mit den Vereinigten Staaten führen . Und dies istder hauptsächlichste Grund , zum mindesten der sichtbarsteGrund , weshalb die Idee einer großen Flotte populär ist.Die Japaner aber — wird nun geltend gemacht — sind
klug genug zu wissen , daß sie Amerika nicht allein sie¬gen können. Deshalb suchen sie Verbündete. Sie haben
schon einen . Es existiert ja ein englisch -japanisches Bünd¬
nis . Nun schließen zwar die Bedingungen dieses Ver¬
trags ausdrücklich unsere Teilnahme an Feindseligketten
gegen die Vereinigten Staaten aus . Diese Bedingung
wird durch die japanischen Staatsmänner anerkannt .
Gleichwohl reizt das Bündnis die Amerikaner und geht
ihnen auf die Nerven. Sie Wersen darauf hin, daß in
unserer Zeit auf solche Papierfetzen nicht viel Verlaß ist.
Großbritannien steht hinter der aggressiven asiatischen
Macht, mü der Amerika den Strauß auszufechten haben
wird . Wer weiß, wie wett diese Rückendeckung geht, wenn
es hart auf hart kommt? Darf Uncle Sam an ein Ab¬
rüsten der Flotte denken , wenn sie sich nicht etwa mit
der britischen oder japanischen Flotte allein , sondern
mit beidenvereinigtzu messen haben wird ? Diese
Befürchtungen mögen uns phantastisch erscheinen , denn
wir wissen , daß ein britisches Kabinett das Reich nicht in
einen Krieg mit Amerika zur Unterstützung Japans hin¬
einziehen könnte. Ich glaube, in den Vereinigten Staa¬
ten find diese Befürchtungen aber echt, und sie werden
sicherlich durch die geschürt , die uns nicht wohl wollen.
Diese Leute weisen auf die „Aap Transaktion " hin als
höchst bedenkliches Schulbeispiel. Die Regierung der Ver¬
einigten Staaten hat gegen das Mandat protestiert , das
Japan für diese nützliche Kabel-Station auf der von
Deutschland übergebenen Insel übertragen wurde . Es
ist ein Beispiel für all das Unheil, das entstehen könnte,
wenn der Völkerbund das Recht hat, Nationen aufzu¬
teilen und Länder und Völker zu verhandeln , so wie es
einst die dynastischen und diplomatischen Kabinette taten .
Die Amerikaner sind der Meinung , daß England und
Japan sich zusammengeschlossen haben, um die Politik der
Beherrschung des Stillen Ozeans zu fördern . Derartige
Spannungen werden häufiger werden, wenn wir nicht
eine wirkliche Verständigung zwischen den drei in Be¬
tracht kommenden Parteien in die Wege letten . Es ist
nutzlos, über Flottenabrüstungen zu prechen so lange
nicht Japan und die Vereinigten Staaten überzeugt sind,
daß sie nichts von einander oder von uns zu be¬
fürchten haben.

Japan muß sich irgend wohin ausdehnen. ES hat eine
Bevölkerung so groß wie die Deutschlands, eine Bevölke¬
rung , di? rapid wächst und die auf einer kleinen Insel¬
gruppe zusackrmengedrängt ist mit beschränkten natür¬
lichen Hilfsquellen . Es liegt in unserem Interesse , seine
Expansion zu erleichtern, denn es schaut mit hungrigen
Blicken nach Australien . Wir können es dort nicht brau¬
chen ; Amerika wünscht es nicht auf Hawaii oder irgend
einer anderen Südsee-Jnsel , oder in Kalifornien oder
Mexiko. Und doch muß es irgendwohin gehen. Wir
sollten es seine Expansion in Nordasien durchführen
lassen, wenn sie ihm gelingt . Wir sollten die Angelegen¬
heit mit den Vereinigten Staaten arrangieren ; wir soll¬
ten Japan ganz offen ein freies Land (so weit wir beide
in Betracht kommen ) , die Mandschurei und Sibi¬
rien , zur Verfügung stellen . Sibirien mag im Winter
ein wenig streng sein ; aber es ist ein prächtiges Land mit
Überfluß an Korn , Bauholz, Gold, Kupfer , Eisen und
anderen wünschenswerten Dingen . Es würde den Be-
völkerungsüberschuß Japans aufnehmen und würde japa¬
nischen Kapitalisten und Reedern auf Generationen hin¬
aus Entfaltungsmöglichkeiten gewähren. Es ist fast so

dünn bevölkert wie Australien und hat wenig Aussichtaus wirksame Entwicklung mit seinen russischen Bauern -
Kolonisten unter den zusammengebrochenen , bankrottenund desorganisierten lokalen Verwaltungsbehörden . Ja¬pan könnte es produktiv uud zur Bchis eine- ausblühen¬den Handels machen . Warum sollten wir niO , und gan»besonders die Amerikaner , das Embargo der japanischenEntfaltung und Expansionen in der jetzigen Zeit zurück-
ziehen? Japan soll sich in der Mandschurei und in Sibi¬rien ansiedeln . Das genügt zur Befriedigung seines Ehr -
geizes, das wird seine Energien beschäftigen und sein,
ökonomischen Bedürfnisse befriedigen. Dann hätte e«keine Gelegenheit , feine Gedanken auf China , Australien,die Sandwich -Jnseln oder die Staaten und Kolonien ander Küste des Stillen Ozeans zu richten . Dann hätte e»keine mächtige Flotte nötig und die Vereinigten Staate «hätten eine höchst plausible Entschuldigung für eine groß,Flotte verloren . Eine dreiteilige Entente zwi¬schen den Bereinigten Staaten , England un»Japan könnte die „gelbe Gefahr" und die höchst ge¬fährliche Möglichkeit von Mißverständnissen unter de«Mitgliedern des wirklichen Völkerbundes, der die englischsprechenden Demokratien der Alten und Neuen Welt um-
fassen sollte, beseitigen."

Die Nntellbarkeit Gber-
scklesiens.*

IV .
Die Verhältnisse der großen Transportwege : Sie -

senbahn und Wasserstraßen bedingen ebenfalls dt,
Geschlossenheit des Abstimmungsgebiets .

DaS gesamte Hauptbahnnetz des Bezirkes wird von « ine ,
Stelle , der Eisenbahndirektioa Kattowitz , geleitet . Die Zug¬
folge auf den Hauptstrecken , wie auf dem größte » Teil de«
Zubringerlinien ist äußerst dicht. Auf dem Kattowitz «
Kahnhofe liefen vor dem Kriege innerhalb 2« Stunden meh ,
Personeuzüge aus und ein als auf dem Breslauer Haupt¬
bahnhofe .

'
Der Güterverkehr ist ebenso beträchtlich ; der ober¬

schlesische Güterverkehr machte etwa !0 Prozent des gesamte «
Gütewerkehr » der preußisch -hessischen Staatsbahnen au ».
Die Aufstellung und Jnnehaltung der Fahrpläne für einen s»
lebhaften Verkehr verlangt unbedingt Einheitlichkeit
der Leitung und Auflicht . Der Verkehr mutz sich den in d»
Industrie eintretenden Änderungen anpassen . Schon ei»
Wechsel in den Arbeitszeiten der Jndustriewerke verlangt
Verlegung stehender und Einlegung neuer Züge . Aus de«
südlichen Kreisen des Reviers und den im Westen angrenzen¬
den Rachbarkreisen haben viele Bewohner ihre Arbeitsstätte »
im Zentralrevier . Sie würde » der Arbeit und viele Werk «
der Arbeit « verlustig gehen , wenn bei einer Teilung de»
Abstimmungsgebietes diese Verhältnisse nicht mehr Berücksich,
tigung fänden .

Kür das ganze Abstimmungsgebiet liegen wichtige und not¬
wendige Eisenbahnerweiterungspläne vor , zu denen die Vor¬
arbeiten bereits weit gediehen sind . Ihre Ausführung hängt
selbstverständlich davon ab , datz das Gebiet ungeteilt bleibt .

Die einzige Wasserstraße , welche für die Verfrach -
tung oberschlesischer Güter und die Heranführung von Roh¬
stoffen zur Verfügung steht , ist die Ode r . Ihre Benutzbar¬
keit bedarf umfangreicher Regulierungsarbeiten . Bisher er¬
streckt sich ihre Regulierung von Cosel abwärts . Für di»
Strecke Ratibor —Cosel ist noch so gut wie nichts getan . Da »
muß nachgeholt werden , hat aber zur Voraussetzung , daß die¬
ses Stück der Oder demselben Staate angehört , wie der wei¬
tere Lauf . Auch für den Waffewerlehr sind große Projekt «
ausgearbeitet , so für den Ausbau des Klodnitzkanals zu einen »
Cosel mit Gleiwitz verbindenden Großschiffahrtswege und für
den Bau einer schmalspurigen Schleppkahn zum Anschluß der
Gruben und Hütten an einem in Gleiwitz zu erbauenden gro¬
ßen Umschlaghafen . Die vorhandenen Umschlaghäfen Cosel
und Oppeln liegen außerhalb des Jndustriebezirks , der letz¬
tere an der Peripherie des Abstimmungsgebietes . Wie man
imm « trennen wollte , wesentliche Teile des Industriegebiet »
Würden der einzigen Verbindung mit ein « zum Meere füh¬
renden Wasserstraße beraubt sein .

V .
Endlich bestehen für das Abstimmungsgebiet sozial «

und technische Einrichtungen , deren großer Ruhen durch
eine Teilung de» Gebiete » schwer beeinträchtigt würde . D ,
ist zunächst der Oberschlesische Knappschafts¬
verein mit seinen mustergültigen Einrichtungen an Lage»»

» « gl . K . Ztg . Nr . 7Y v. »4. März .



reiten , Kinderyeilstätten und Erholungsstätten . Ihre Errich¬
tung und Unterhaltung erfordert außerordentlich hohe Mittel ,
di« nur durch eine große Zahl von Mitgliedern aufgebracht
Werden können. Dem Verein gehören alle Bergwerke mit
Ausnahme derjenigen der Sto " desherrschaft Pletz an.

Träger der Unfallfürjorge find in Deutschland die
ver usSg enoss enschashen . Die für den «iberschle-

fischen Industriellezirk hauptsächlich in Betracht kommenden
VerufSgenoffenschaften find die Sektion VI der Knappschafts.

derufsgenossenschaft, die Sektion II der Eisen, und Stahl -Be-

rufsgenoffenschaft und die Sektion VII der Steinbruchsberufs -
genoffenschaft. Die Berufsgefahren des Bergbaues , Hütten¬
wesens und SteinbruchsLetriebS , denen gegenüber, stets mit
hohen durch Umlage aufzubringenden Risiken zu rechnen ist,
verlangen unbedingt die Ausdehnung dieser Genossenschaften
über größere Bezirke. Sine Testung des Bezirks würde di«

Sicherung ausreichender Unsallfürsorge stark gefährden . Nur
wenn die Aufwendungen für diese Fürsorge sich auf ein«
größere Zahl leistungsfähiger Schultern verteilen , kann die

Unsallfürsorge ihre Aufgaben erfüllen .
VI .

Der oberschlefische Jndustriebezirk hat stets unter rr bei¬
termangel gelitten , namentlich imBergbau . Die Zahl
der Ausländer — Galizier , Ruthenen und russtsche Polen —

hat zeitweilig 16 8 und darüber der Gesamtbelegschaft betra¬

gen . Mit diesen Leuten ist für absehbare Zeit nicht mehr oder
doch nur in geringem Umfange zu rechnen. Die zur Erhöhung
der Leistungen und infolge der Herabsetzung der Arbeitszeit
von 9—1V Stunden auf 7)4 Stunden erforderliche Vermeh¬
rung der Belegschaft konnte daher nur durch Zuwanderung
aus dem südlichen Teile des Reviers ins Zentralrovier , s-mne
durch Gewinnung von Arbeitskräften aus den an der Peri -

pherie gelegenen Kreisen ermöglicht werden. Jede , auch nur
teilweise Abschnürung dieser Zuschußbezirke würde im Zen¬
tralrevier einen außerordentlichen Arbeitermangel mit allen

seinen schlimmen Folgen zur Folge haben.
Älber nicht nur die Montanindustrie ist von der unbehin¬

derten Heranziehung auswärtiger Arbeitskräfte interessiert .
Auch das Baugewerbe im Jndustriebezirk kann sich nur
mit Hilfe solcher Arbeitskräfte , welche an Zahl die im Be-

girk selbst vorhandenen weit überwiegen , erhalten . Jnsbeson .
dere find es die Kreise Pletz, Rybnik, Ratibor , welche all¬

jährlich Tausende von Bauarbeitern in den Jndustriebezirk
entsenden ; eine Absonderung dieser Teile würde die Bautätig »
keit im Jndustriebezirk völlig lahmlegen.

VII .
Zum Schluß sei noch der Lebensmittelversorgung

des JndustriebezirkS gedacht . Der eigene Zuwachs kann na.

türlich nicht im entferntesten zur Bestreitung deS Bedarfs
genügen ; die Jndustriebevölkerung muß überwiegend von den

landwirtschaftlichen Kreisen ernährt werden . Run braucht zwar
eine Teilung den Lebensmittelverkehr nicht unbedingt zu ver.

hindern , aber abgesehen davon, daß sie den Bezug zweifellos
park verteuern würde , kann doch unmöglich die ganze Lebens-

Möglichkeit der Jndustriebevölkerung von einem so unsicheren
Faktor , wie der Belieferung ausschließlich vom Auslande , ab¬

hängig gemacht werden . Schon dieser eine Gesichtspunkt sollte
genügen , jeden Gedanken irgendwelcher Abschnürung von der

Hand zu weisen.

Das Verteilungsgesetz .
Dem Landtag ist in diesen Tagen der Entwurf eine»

Susführungsgesetzes zum Landessteuergesetz (BerteilungS .
gesetz) vorgelegt worden. In seiner Bedeutung geht dieses
Gesetz weit über Len Rahmen eines reinen Ausführungsge¬
setzes hinaus . ES stellt die Finanzwirtschaft de» Landes und
der Gemeinden auf eine völlig neue Grundlage .

Da« LandeSstenergrsetz, ein Reichsgesetz , mit dessen AuSfüh»
rungen sich der Entwurf des Ausführungsgesetzes befaßt , re¬
gelt ausbauend auf den Grundsätzen der Reichsverfassung die
Stellung der Länder und Gemeinden auf dem Gebiet der Fi»
nanzverwaltung gegenüber dem Reich , dessen Kostgänger Land
und Gemeinden in weitestem Umfang geworden find. Der
erste Abschnitt des Reichsgesetzes handelt von den wenigen
Steuerhoheitsrechten , die den Ländern und Gemeinden ver¬
blieben sind , der zweite Abschnitt von der Beteiligung der
Länder und Gemeinden am Ertrag der Reichssteuern. Im
engen Zusammenhang damit regelt ein dritter und vierter
Abschnitt die Fragen des Lastenausgleichs und der Gewähr¬
leistung eines Mindestaufkommens bei der Beteiligung der
Länder und Gemeinden an den Reichssteuern . Seiner Be¬
deutung als AuSsührungsgesetz entsprechend hält sich der dem
Landtag vorgelegte Entwurf eines badischen AusführungS -

! LandeSs
gesetzes .
geseheS zum Landessteuergesetz eng an Len Ausbau des Reichs.

DaS Schwergewicht deS Entwurfs liegt in der Verteilung
der Steuerquelle «, wie sie für Land und Gemeinden nach dem
WbWich der Reichssteuergesetzgebung verblieben find ; der
Entwurf bezeichnet sich dementsprechend auch al» „Verteilung »,
««setz".

Die eine große Einnahmequelle , die für Land und Gemein¬
den offen steht , ist der Anteil an der Einkommensteuer und a»
der Körperschastsstruer de« Reich«. Land und Gemeinden er¬
halten hier in riuem Betrage zwei Drittel de« Aufkommen«
dieser Reichssteuern. Wie sich Land und Gemeinden bei der
Aufteilung ihres gemeinschaftlichenAnteils auSeinandersetzen,
dos hat das Landessteuergesetz den Ausführungsgesetzen der
einzelnen Länder überlassen.

Den Leitweg in der VerteilungSsragr weist schon das San -
deSsteuergesetz selbst . Wenn eS in den 88 LS und 67 de«
Laiid Wie den Gemeinden das Aufkommen des Steuerjahr »
ISIS (zuzüglich einer Steigerung von 25 v. H. ) an Steuern
von Einkommen und Vermögen gewährleistet, so wird damit
ausgesprochen, daß der Bedarf de« JatneS ISIS dir Gruudlag «
für eine Neuverteilung der Steuerquellen unter Land und
Gemeinden sein muß . Der Entwurf steht deshalb vor, daß
der Gesqmtaifteil an der Einkommensteuer und Körperschaft«,
sie»er de« Reich« zwischen Land und Gemeinde« aach de« Ver-
hält » iS der Steuereinnahmen verteilt werden soll» die jeder
Teil im Steuerjahr ISIS erzielt hat. Dabei gelten als durch
die Reichsfteuer ersetzt :

o) beim Laad di« Einkommensteuer und die gesamte Ver¬
mögenssteuer mit Einschluß der Zuschläge zu beiden
Stenern ,

d) bei den Gemeinde« die Dmneindeumiaxu n au» Einkom¬
men und Kapitalvermögen , nicht aber die ertragssteuer¬
artigen Umlagen vom Grundvermögen und gewerblichen
Betriebsvermögen .

Die Verteilung soll nun aber nicht in der Weise erfolgen,
daß für das Land einerseits und di« Gemeinden anderseits ,
ein einheitlicher, gleichmäßiger Verteilungsschlüssel gesunden
werden soll . Es ist vielmehr vorgesehen, daß in jeder ein¬
zelne« Gemeinde das bisherige Steueraufkommen des Landes
einerseits und der Gemeinde anderseits ermittelt und dann
nach diese « individuelle» örtliche» Verteilungsschlüssel ge-
teilt wird.

Wird in einer einzelnen Gemeinde der gewährleistete Min .
destbetrag (Aufkommen des Jahres ISIS zuz_üglich 28 v. H.
Zuschlag) überschritten, so wird das Mehraufkommeu zunächst
solange gekürzt, bis das Land und die Gesamtheit der Ge¬
meinden für ihre Gewährleistungsansprüche voll befriedigt
sind. Der Rest wird nach dem örtlichen Verteilungsschlüssel
»erteilt ; das Lauv gibt aber SO ». H. seine» Anteil« am rest¬
lichen Mehraufkommen in einen zugunsten besonders bedürft
tiger Gemeinden vorgesehenen LasteaauSgleichstock » dem da»
Land weiter eine« frftt « Jahresbeitrag von 2 Millionen Mark
zuführt . Auch für solche Gemeinden , die im Steuerjahr ISIS
keine Umlagen erhoben haben , ist «ine Beteiligung am ört¬
lichen Mehraufkommen vorgesehen.

Die zweite große Einnahmequelle , die für Wand und Ge-
meinden verblieben ist, find die Ertragsteuern vom Grund¬
vermögen und vom gewerblichen Betriebsvermögen . Diese
Ertragsteuern sollen für Baden in einem besonderen Lande».
ertragsteuergesetz neu geregelt werden . Die Frage aber,
in welchem Maßstab sich Land und Gemeinden in die Steuer ,
quelle der Ertragsteuern teilen, ist im „Verteilungsgesetz" zu
regeln .

Der Entwurf weist die Steuerquelle der Ertragsteuern
vorwiegend den Gemeinde« zu. Sie finden darin Ersatz für
ihre bisherigen Einnahmen aus Umlagen vom Grundvermö¬
gen und Liegenschaftsvermögen. Die Gemeinden erhalten
weiter das Recht , besondere BetriebSfteuern auszuschreiben.
Wenn der Entwurf vorschlägt, daß auch das Land in bescheide¬
ne« Umfang künftig Ertragsteuern erhebt, so ist das nur
auf di« besonderen Verhältnisse zurückzusühren, wie sie in
Baden hinsichtlich deS Anteils an der Einkommensteuer und
der Körperschaftssteuer des Reichs bestehen. Baden hat die
Steuern vom Besitz und Einkommen im Steuerjahr ISIS schon
außerordentlich angespannt . Die an sich sehr hohen Sätze der
Reichseinkommensteuer bedeuten für Baden gegenüber den
bisherigen Landessteuern keine Erhöhung . Trotz der mit der
Geldentwertung eingetretenen Steigerung hör Einkommen
ist deshalb in Baden leider kaum damit zu rechnen, datz der
Gesamtanteil des Lande« und der Gemeio -n an er Reichsei»,
kommensteuer de» GewährlristungSanspruch übersteigt.

Das Land kann also zunächst bei seinem Anteil an der
Reichseinkommensteuer uur mit einem festen, starren Be trag
rechnen. Es ist deshalb ein Gebot der Notwendigkeit, daß sich
das Land auch an der Steuerquelle der Ertragssteuern be»
teiligt .

Die Kreise, die bisher ihren Bedarf auf die Gemeinden um-
gelegt haben, dürfen auch künftig von den einzelnen Gemein -
den Umlagen in Höhe der für die Zeit vom 1. April ISIS bi«
81 . März 1S2S auf die gemeindesteuerpflichtigen Einkommen
und Kapitalvermögen ausgeschlagenen Umlagen zuzüglich einer
Steigerung von 25 v. H. erheben. Daneben erhalten sie künftig
das Recht , selbständige Ertragssteuern vom Grundvermögen
und gewerblichen Betriebsvermögen auszuschreiben.

Eine weitere Frage , die im AuSsührungsgesetz zum Landes ,
steuergesetz zu regeln ist, ist der Lastenausgleich, insbesondere
aus dem Gebiet der persönlichen Echullaste» . Nach dem Ent .
Wurf sollen abweichend von der bisherigen Regelung von dem
persönlichen Schulaufwand der Realaustalt , der Höhere« MSd.
chenschnlen » der Gewerbeschule«Und der Handelsschulen Laub
«nd Gemeind, je die Hälfte tragen . Bei den Volksschule « in -
den Städte « der Städteordunng soll es bei der bisherigen Re-
gelung bleiben. Bei den ander « Volksschulen soll künftig da»
Land drei Viertel , die Gemeinde ein Viertel des persönlichen
Cchulaufwands tragen . Zum Ausgleich für die den Gemein¬
den durch diese Neuverteilung erwachsende Mehrbelastung wird
der Anteil der Gemeinde« q« der Einkommensteuer und
KörperschaftSsteurr deS Reichs erhöht ; eS wird dabei der Ge-
währleistuugsanspruch der beteiligten Gemeinden um den Be-
trag gesteigert, um den im Steuerjahr ISIS Ne persönlichen
Schullasten der Gemeinde die ihr in diesem Jahr tatsächlich
erwachsenen persönlichen Schullasten überstiegen hätten , wenn
der künftige Verteilungsgrundsatz schon im Steuerjahr ISIS
gegolten hätte .

Der Entwurf wird — das ist vorauszusehen — zu lebhaften
Auseinandersetzungen Anlaß geben. Man darf - aber nicht
übersehen, daß die Lösung der BerteilungSfrage deshalb eine
besonder» schwierige ist, weil die den Ländern und Gemeinden
offenstehenden Einnahmequellen nicht auSreichen werden, um
alle Ausgaben zu bestreiten, die an sich notwendig erscheinen.
Es bleibt also für beide Beteiligten , für das Land wie für die
Gemeinden , wollen sie nicht einer uferlosen Schuldenwirtschast
zutreiben , nur der an sich wenig erfreuliche Weg, ihre Au«,
»oben zurückzuschraubcn auf die bescheidenen Berbältniffe , in
denen wir künftig leben müssen.

ßdolitikcbe Neuigkeiten .
Die Hrommunisten-'Anruhen.

Nach einer vom Freitag abend datierten Meldung des W.
T .-B. au « Berlin find die Nachrichten aus Mitteldeutschland
dahin zusammenzufassen, daß die Aktion der Schutzpolizei i«
Fortschritten ist. I « « iSlrde» ist die Schutzpolizei Herr de,
La«e. Die Nacht ist mit Ausnahme von einigen SchSGoE , di«
in der Nähe des Bahnhofes abgegeben wurden, bis letzt ruhig
verlaufen . Zwischen EiSlrbe« «ud Hettstadt treiben sich noch
bewaffnete Bauden herum . Hettstrdt selbst ist von der Schutz¬
polizei besetzt. Außer dem Bcchnhof ist dort auch noch ei»
Privatgrbände gesprengt worden. Die Höhen von Hettstedt
waren von Aufrührern besetzt, sind aber im Laufe de» Tage »
von der Schutzpolizei gesäubert worden. Die Aufrührer haben
sich in die weitere Umgebung der Stadt znrückgezogen.

In Hettstedt find weitere Verstärkungen eingetroffen. Bo»
dort wird heute eine Aktion z»r SSuberua , de» Kreise» Mna ».
selb stattfanden . In MauSfeld, Kloster Mau »feN» uud Leu««
ist der Sitz der Aufrührer , die auch »nwr der Bevölkrrnng
ZwangSrekrutierunge « versuche «.

In Halle haben die Arbeiter der GaS- und Wasserwerke di«
Arbeit wieder aufgenomme». Die Elektrizitätswerke arbeiten .
Die Hallenser Eiseubahnarbeiter haben gestern vormittag mit
600 gegen 400 Stimmen den Streik abgelehut . Falls eS in
Leuna zu Unruhen kommen sollte , ist mit einer schnellen Un¬
terdrückung zu rechnen. I » Häverstädt und Sangershausen
herrscht Ruhe . In Bitterfeld , wo die Betriebsräte durch di«
AktionsauSfchüsse «» gesetzt worden find, ist es vereinzelt an
Gewalttätigkeiten gekommen. Da« Gesamtbild der Lage in
der Provinz Sachsen ist dnrchwr, al« rntzlg P » bezeichnen.

In der Republik Sachse« wird die gesamte Lage als ruht«
beurteilt . Kommunistische Versammlungen haben in verschf. ,
denen Teilen des Reiches pottgefunden , ohne daß «» zu Zmr.
schenfällrn gekommen ist. Hamburg ist ruhig . Aus Breslau
Wird ein mißlungener Angriff auf dir Kassenrüume ein,»
Bankhauses in der Tauentzienstraße gemeldet.

»

In einem Bericht der „Frkf. Ztg .
" aus Halle vom 2t . hejsg

eS u . «. : Nach heftigen Kämpfen ist es einer von Halle a»g
entsandten Polizeitruppe gelungen, am Mitlwoch nachmittag
nach Eisleben zu gelangen und die Arbeiter , die sich ihnen auf
der Ostseite dort in Verschanzungen entgegcnstellten, zu über.
Wältigen. Die Barrikaden , die von den Arbeitern errichtet
waren , wurden mit verhältnismäßig geringen Verlusten ge¬
nommen und eine große Zahl Gefangener gemacht, die man
sogleich dazu verwendete, die Hindernisse auf den Straßen
zu beseitigen. Für die Planmäßigkeit des Vorgehens der
Streikenden ist bezeichnend , datz sie in der ganzen Gegend von
Eisleben richtige TruppenauShebungr » vorgenommen haben.
Durch Trommrlschlag wurde bekannt gemacht, datz sich alle Ar.
beiter von 20, in einigen Gegenden sogar vom 15 . Lebensjahre
bis -um 50., zur Verfügung für die Rote Armee zu stell»,
hätten . Die neuen Rekruten wurden dann mit den in den
Schächten versteckt gehaltenen Waffen ausgestattet .

Ein dem Oberpräsident in Magdeburg zugegangener Be-
richt enthält u. «. folgende Einzelheiten : überall Plündern, «
und Brände . Die mehrheitssozialistischen Führer « utzten wr»
»en schwerster Bedrohungen aus Eislrbrn flüchten. Die Eise»,
bahnbriicke in Assendorf an der Bahnlinie Halle—Sänger »,
Hausen wurde gesprengt.

Einer weiteren Meldung zufolge find die Kommunist«»
sichrer in Eislebrn beim dortigen Kommandeur erschienen und
haben «m Verhandlungen über die Einstellung de« Kampfe«
im ganzen ManSfelder Gebiet gebeten. Der Kommandeur lehnt«
jede Verhandlung mit den aufrührerischen Arbeitern ab und
pellte folgende Forderungen :

1 . Die aufrührerischen Banden stellen sofort den Kampf ein»
Dann wird die Schutzpolizei nicht mehr schießen .

2. Alle Waffen und Munition sind sofort abzngrbe«.
Diejenigen , die ft eiwillig abliefern , werden nicht nach Na»

men gefragt und werden auch nicht verfolgt . Sämtliche ge.
raubten Sachen find sofort zurückzugeben. Die Arbeit ist sofort
in allen Betrieben wieder aufzunehmen .

Die erschienenen Kommumstenführer versprachen, bei ihren
Leuten mit allen Mitteln dafür einzutreten , daß die Bedi»,
gungen angenommen und vorbehaltlos befolgt werden.

*

Auch im Ruhrgebiet
versuchten die Kommunisten, die Arbeiterschaft zum Aufruf
zu verhetzen . In Esse« versammelte» sich gestern vormittag
anläßlich des Aufrufes des „Ruhrecho", de» kommunistische «
Organs für das Ruhrgebiet , eine sehr große Menschenmenge
auf dem Burgplatz . Die Redner forderten die Menge auß
heute in den Generalstreik zu treten , sich mit Waffen zu ver»
sehen, die Sipo zu entwaffnen und den «kämpfenden Brüdern *
in Mitteldeutschland und Hamburg tätige Hilf« zu leisten. —
Eine BertraueuSmSnuerkoufereuz der sozialdemokratischen
Partei , Kreis Essen , nahm zur augenblicklichen politischen Lag«
StellMg . Die Konferenz war einmütig der Auffaffuug , daß
die von Moskau aus befohlene kommunistische Aktton unter
allen Umständen aus daS Schärfste von der Arbeiterschaft be-
kämpft werden müsse . Die Arbeiter werdr » aufgefordert , Ak¬
tionen der K . P . D auf keiuen Fall zu unterstützen» sonder»
jeden über die Gefährlichkeit solcher kommunistischen Kund«
gedungen zu unterrichten .

An» München
berichtet die ,.B . Pr .

"
: Im Anschluß an eine kommunistisch !

Versammlung , in der der Reichstagsabgeordnete Thomas ge«
sprachen hatte , kam es zu Demonstrationen . Die Teilnehmer
zogen in die innere Stadt . Ernem Schutzmannsaufgebot ge-
lang eS zunächst nicht, sie aufzuhalten , so daß sie bis an da»
alte Rathaus gelangen konnten. Dort wurden sie durch ei»
starkes Aufgebot von Sicherheitswehr zerstreut . Die Siche«
heitswehr sperrte darauf die großen Plätze und die Haupt »
Pratzen ab, um eine neue Zusammenrottung zu verhindern.
Zu Zwischenfällen kam es nicht. Der Reichstagsabtzeordneta
Thomas wurde am Hauptbahnhof wegen Aufforderung zuv
Hochverrat verhaftet und der Polizeidirektton zugeführt .

»
Der „Vorwärts " bezeichnet das Blutvergießen in Hamburg

«nd EiSlebr« als dir direkte Fi -.cht der kommunistische » Wühl¬
arbeit . Die Zusammenstöße seien die unmittelbare Folge dev
fortgesetzten Aufrufe der Kommunisten zu den Waffen und

zum Kampfe. DaS vergossene Blut komme Wer die Leut«, di«
tagtäglich den Arbeitern die Parole zum Kampfe mit den

Waffe« ausgegeben haben. — Auch die „Freiheit " « endet sich
erneut in schärfster Weise gegen dir Hetzpolittk der Kommum»

Pen . Die Überfälle auf Sparkasse« und die verbrecherischen
Anschläge gegen Eisenbahnen und Dynamitanschläge gegen
GerichtSgrbäude treffe allein dir Leitung der kommunistisch «

Partei , die durch ihre sinnlose Hetze dem Gesindel daS Stich»

wort geliefert habe. Das Blatt fordert die Arbeiter auf , gw
schlossen den kommunistischenWirrköpfen entgegenzutreten un»
warnt die Arbeiter davor, sich provozieren zu lassen.

AIS Urheber der kommunistische « Aktion im Mansfelds
Gebiet find, der „Boss. Ztg." zufolge, erwiesenermaßen rus¬

sisch« Bolschewisten aufgetreten . Wie feftgestellt werden konnte»

sind in « isleben allein am Montag 60 Russen eingetrosfA
Gestern nachmittag wurde» im Eislebener Aufstandsgeb,et
Verhaftungen vorgenommen . Sämtliche nicht im Aufstands«

gebiet seßhaften Ausländer werden von heute an entfernt .

In Berlin herrschte am Karfreitag Ruhe. Es waren kein«

Zwischenfälle zu verzeichnen. Unter den Arbeitern , vornehm»

lich unter den Arbeitslosen, wurden hetzerische Aufrufe
breite«, in denen dazu aufgefordert wird, heute abend R»

gemeinsamen Besetzung größerer Betriebe zu schreite ,
Sc^ tzpotizei ist in jeder Weise vorbereitet . Wie die Berliner

Blätter melde», »ersuchten in der Nacht zum Freitag eine « n*

gahs Kommunisten das Haus eines Landjägers in Marwnse ^
bei Berlin in die Lust z» sprengen. Der Plan sch-fterte «w

der Wachsamkeit der Berliner Polizei . ES wurden 12» rnm

Die 20 NdiMsrden-Lordenrng
bi« Agentur „HaixS " verbreitet eine Note der Reparatto, ^
am

.. den Watt der deutschen Lieferungen festzusetzenund ^
» teilen , welch« Lieferungen auf dsi- SSM » « » « « LI
«k «»gerechnet werden können. Um den wirtschchrnŵ »



, Deutschland» nickst zu stören, habe die KomMsfion
zugewartet . Erst nach der Feststellung, daß di« deutsch»

« eaterun» ihren Verpflichtungen au » dem Versailler Wer»
nicht Nachkommen wolle, habe die Kommission von der

« rmlichen Anwendung der vorgesehenen Bestimmungen « «-
»»auch gemacht . — In der Rote wird dann weiter dargelegt,
vir Anschauung sei nicht zutreffend , daß für einen etwaigen
«tklbetrag verzinsliche Schatz scheine ausgegeben werden « ÜF»

daß die» die einzige Maßnahme gegen die Nichterfiii-
sv

'
a her Verpflichtungen sein könnte. Auf jede» Fall müsse
Gesamtsumme der zwölf Milliarde » Goldmark di» z»m

«/Mai bezahlt sein. Der Wortlaut fei »nerbittlich, und die
« chteinhaltung des Artikel» 23h ' ziehe, wie überhaupt jeder
M- «oß Deutschlands gegen seine Verpflichtungen . Zwang ».
Maßnahmen nach sich. Da die deutsche Regierung ihren ver .
Mchtungen nicht nachgekommen ist, hat die ReparationSkiom-
Misfio» dies sofort den alliierten Mächten mitgeteilt .

Irurze polit. Nachrichten.
* Eiae Kampfrede Lloyd Georges gegen die Arbeiterpartei .

Lloyd George hielt am Donnerstag vor der New Member »
Goalition Group seiner aus IlL Parlamentsmitgliedern be-
«ebenden, aus beiden Flügeln der Koalition zusammengesetz.

Gruppe) eine große innerpolitische Rede, in der er für ein«
Koalition zur Bekämpfung des Sozialismus eintrat . Lloyd
George erklärtes die große Gefahr sei der phänomenale Aus.
«jeg zur Macht einer neuen Partei mit äußerst umstürzlen -
sthen Zielen . Diese Partei nenne sich Arbeiterpartei .

« Amerikanische Kritik au der Entente . Die Politik der
Alliierten gegenüber Deutschland wird, laut einer Newyorker
Meldung der . Frkf. Ztg ." von der dortigen Presse in fort¬
schreitendem Matze ungünstiger beurteilt . „Globe" sagt, da»
ßäbelrasseln sei unklug und überdies wirkungslos .

* Die Kriegsprozesse. Vor dem Reichsgericht werden die
Prozesse gegen die Personen , die der Übertretung der Kriegs -
gesetze beschuldigt find, wie den «Wirtschaftspolitischen Nach¬
richten

" von zuständiger Seite mitgeteilt wird, in den erstem
Lagen des Mai zur Verhandlung kommen.

- ArbeitSlosenkundgebunge« in Leipzig. In Leipzig kam e»
am Mittwoch zu lebhaften Kundgebungen der Arbeitslosen .
Ein Demonstrationszug von etwa 150000 Personen zog dann
Mim Rathaus . Ein Teil der Demonstranten drang ins Rathaus
Zn und verursachte in der Stadtverordnetensitzung wüste
Szenen .

* Die Polengreuel . Aus Oberschlrsten kommen weitere Wei¬
tungen über das terroristische Wüten der Polen , ll - a. wur¬
den in Torf 6 Landjäger in bestialischer Weise ermordet .

Kubische Webersicht.
- « adiscve MowenrüSiblisie.

Bom badischen Landtag .
Der Landtag ist Mitte dieser Wiche in die Osterferien ge^

gen, Nachdem er am Dienstag in fieibenstündiger Dauer »
ng noch den Rest des spruchreifen Arbeitsmaterials erle¬

digt Hrtte.
Parlament und Regierung dürfen mit Befriedigung , auf

das Arbeitspensum zurückblicken, das in dem TagungSabfchnitt
feit Neujahr erledigt wurde . Wie angestrengt , umfassend und
vielseitig diese Arbeitsleistung in Wirklichkeit war , läßt sich
str den Außenstehenden nur schwer ermessen, da sie sich be-
« Mülich zum großen Teil innerhalb der Ausschüsse ab»
stielt, über deren Verhandlungen im allgemeinen nur kurze
Berichte an die Presse gelangen . Doch lassen sich auch schon
aus der Tätigkeit des Plenums gewisse Anhaltspunkte . für
eine Einschätzung der tatsächlichen Arbeitsleistung gewinnen ,
wenn man sich vor Augen HAt, daß die auf verhältnismäßig
toenige Sitzungen zusammengedränAe , flotte Bewältigung des
« samten Beratungsstoffes zum erheblichen Teil der gründ -
«chen , vorbereitenden Tätigkeit der Ausschüsse zu verdan¬
ken ist.

Einen wesentlichen Raum in den Verhandlungen dieser drei
Monate nahm die Beratung des zweiten Nachtrags

um Staatsvoranschlag für 1820/21 in Anspruch,
eben galt es aber auch eine Reihe neuer Gesetzentwürfe

schaffen, die von großer Bedeutung für die zunächst betet -
utzten Schichten der Bevölkerung sowohl wie für unser gesamte»
Wirtschaftsleben find. Wir kennen zunächst das badische
ElusführungSgesetz zum ReichSsiedelungSge -
fetz, bei dem besondere Schwierigkeiten zu berücksichtigen wa.
« n, weil das Reichssiedelungsgesetzfast ausschließlich aus uord .
deutsche Verhältnisse zugeschnitten ist. Den Ausschuß hat
dieses Gesetz allein in nicht weniger als fünfzehn Sitzungen
beschäftigt . Bei der einstimmigen Annahme dieser für die
mnstige Gewinnung landwirtschaftlichen Neulands wichtigen
Vorlage beschloß der Landtag , die Regierung zu ersuchen, zu
duften, inwieweit zur Hebung der Landeskultur weitere ge-
Miche Maßnahmen notwendig und möglich find, Erhebungen
«der den Zustand der Wälder , Riede, Weiden und de» Öd»
«pdes dorzunehmen, nach deren Ergebnis ein langfristiger« edelungsplan ausgestellt werden kann, und eine Untersuchung

Pachtwesens und eine möglichst einheitliche Reform deS»
seiden herbeizuführen .«n Kveiter Stelle stand das Landwirt schaftskam -
^ rgesetz , durch das die Zusammensetzung und der Ge-
Naftskreis der Landwirtschaftskammer neu geregelt Ivurden .

dieses Gesetz ist geeignet, mancherlei Unzufriedenheit
chw manche Jntereffenkonskikte aus der Wett zu schaffen - die^ den letzten Jahren die Öffentlichkeit beschäftigt hatten .

seiner Schlußsitzung genehmigte der Landtag da»» den
Gesetzentwurf über die AbänderungdeSBesol dun g S»
» ssetzes vom 21. Mai 1820, der zu den wichtigsten gehört ,»Nt denen die Kammer sich in den letzten Jahren zu befassenMte und dessen Bedeutung bereits in unserem Mittwochs-« nartikcl de» Näheren gewürdigt wurde . tZweit weitere, von

torischer Seite stammende Artikel über die revidierte
^ wLungsordming werden wir im Lause der nächsten Woche^ öffentlichen .)

diesen großen Gesetzentwürfen erledigte das Haus cige
» ^ de weiterer Vorlagen , wie den Gesetzentwurf über die ,

Regelung des Staats ha u SHatt s.
^ weiterer Vorlagen , wie den Gesetzentwurf über die

» it ^ " '
« ? ge Regelung des Staats hau Schalks ,r der Maßgabe der zweijährigen Budgetperiode , ferner die

Bewilligung xjnes Etaatskrcdils von Millio »
» u n » die Weiterführung de » Torfgewin -

6 s Unternehmens in Hintcrzartcu und den Ge-
bdie staatliche Verbürgung vo n
» un . « t.

Eken zur Förderung des Kleinchöh ^
dom Abbaus . Bon großer Wichtigkeit ist auch eine Anzahl
st di- » . "-6 angenommener Anträge verschiedenster Art -" Anträge auf Ersatz der Zwangswirtschaft für Getreidean n« r— - ----— - eines duvch"M

, Landwirte
ng dev Fi¬

nanzministerium », die erhöhten Teuerungszulagen auch an
die Lehrkimfte der Vottsfchulen und der höheren Lehranstalten»uszsbezahlen und beim Reiche Rückersatz zu beantragen »
ferner der Antrag betr . die Balutaschulden in - er Schweiz«. a. mehr . Ranch « durch die Ereignisse de» Tages aufge¬
worfenen Fragen kamen in den Verhandlungen zum AÜslrag ;
«» fei nur an die bekannte FackelzugSdebatte erin¬
nert , die mit eenem glänzenden Vertrauensvotum für die Re-
gierung endete. Die Zahl der zu bewältigenden Anträge ,
Petitionen und sonstigen Eingaben an da»
Hau » ging auch diesmal in» llngemeffene.Eine Reihe von bedeutsamen politischen Vorgängen, die in
die letzten Wochen u. Monate fielen, wie die Reichsgründungs »
fiter am 18. Januar , das Diktat der Pariser Konferenz , der
Besuch des Reichsministers Dr . Simons in Karlsruhe , der
Abbruch der Verhandlungen in London, fanden ihren
Wiederhall im badischen Parlament und gaben diesem Anlaß
zu entschlossenen und eindrucksvollen Kundgebungen , di«
ausnahmslos auf den Grundton entschiedener Einmütigkeit im
Festhalten am Reichsgedankenund der Zurückweisung aller Ver,
suche zur Untergrabung der deutschen Einheit gestimmt waren
und das Gefühl unbedingter Solidarität mit der ReichSregie-
rung in der Ablehnung der unberechtigten, dem Friedensver¬
trag widersprechenden und unerfüllbaren Forderungen der En¬
tente zum Ausdruck brachten. Die letzte solche Kundgebung
galt dem Abstimmutigssieg in Oberschlesien , der
auch im Landtag mit freudiger , der vitalen Bedeutung Ober -
schlesiens für Deutschland entsprechender, Genugtuung ausge¬
nommen wurde.

Zusammenfassend darf also ohne Übertreibung gesagt wer¬
den, daß der diesmalige Tagungsabschnitt des Landtag »
ein außerordentlich wichtiger und ereignisreicher war , und daß
Regierung und Parlament sich den wohlbegründeten Anspruch
auf dankbare Anerkennung ihrer intensiven Arbeitsleistung
und unbeirrbaren Pflichterfüllung erworben haben.»

Die Regelung deS Fremdenverkehrs.
Die in den letzten Jahren unter dem Zwang der LebenS-

mittelnot angeordneten Einschränkungen des Fremdenverkehrs
find bekanntermaßen in einzelnen Kreisen, namentlich im
Hoteliergewerbe heftig angefehdct worden. Inzwischen hat die
Ernährungslage eine allmähliche Besserung erfahren , so daß
sich, wie wir dieser Tage amtlich mitteilen konnten, bei einer
Aussprache unter den süddeutschen Ländern Übereinstimmungdarüber ergab, daß zwar die den Fremdenverkehr beschränken¬den Vorschriften n^ h nicht förmlich aufgehoben werden kön-
nen , daß jedoch angesichts der Besserung der Ernährungslageder Vollzug der die Aufnahme von Fremden und deren Auf¬
enthaltsdauer beschränkenden Bestimmungen Versuchs -
weise bis auf weiteres anszusetzen sei. Das Ministerium de»
Innern behält sich vor, falls sich etwa aus dieser Regelung
Mißstände ergeben sollten, für einzelne Bezirke oder Teile
derselben von Fall zu Fall einschränkende Anordnungen zu
treffen . Wir smd der Meinung , daß die Freigabe des Frem -
denverkehrs grundsätzlich zu begrüßen ist, möchten aber den
Gastwirten . Kuranstalten usw. aufI neue an » Herz legen, alle»
zu vermeiden, was zu »euer Mißstimmung in der einheimi¬
schen Bevölkerung Anlaß geben könnte- vor allem aber
von jedem Erwerb der wenigen noch rationierten Nahrungs¬mittel , wie Milch, im Schleichhandelswege abzusehen. Andern¬
falls werden sie sich nicht beklagen dürft » , wenn die Regierungvon dem angekündigte» Vorbehalt Gebrauch macht. —f.

Tur Verwsltungsrekorin.* Man schreibt unS :
Die LandtagSabaeorimeten Dr . Glöckner und Genossen ha¬ben vor einige» Wochen einen Antrag zum Verwaltungsge¬setz eingebracht, mit dem sich kürzlich der « erei» badischer Be.amten der innere « Staatsverwaltungseiner Generalver¬

sammlung befaßt hat .
Der KernpuM des Antrags liegt in der Forderung de»

Ausbaues der VezirkSverwaltung, (d . f. unsere Amtsbezirke)»« SielbstverwaltungskSrpern müt essenen KSrperschaftSrech.ten (etwa nach dem Muster der württembergischen AmtS-
körperschaften) . Die Vertretung des Selbstverwaltungskür -
pers ist nach dem Glocknerschen Antrag die Bezirksversamm¬
lung , gewählt von sämtlichen gemeindewahlberechtigten Ein¬
wohnern des Bezirks nach den Grundsätzen der Verhältnis¬
wahl . Die Bezirksversammlung wählt ihrerseits ihr Der -
wältungSargan , den Bezirksrat . Vorsitzender der Bezirks -
Versammlung und oeS Bezirksrats ist der Oberanftmann .
Zur Deckung des Aufwands der Bezirksselbstverwaltung finddie Gemeinden des Bezirks verpflichtet; ein besonderes
Steuerrecht ist für die Bezirksseliistderwaltung nicht vorge¬
sehen . Der Äezirksselbstverwaltungskörper soll sämtliche Ge¬
meinden des Bezirks umfassen mit Ausnahme der Städte -denen Geschäfte der inneren Staatsverwaltung übertragen
find (? 8 des Entwurfs der neuen Gemeindeordnung ) . Inden Städten treten an Stelle der Bezirksversammlung und
des Wezirksvats Bürgerausschuh und Gemeinderat .

Den BezirksseldsiverwaltungSLrpern sollen im weitesten Um¬
fang bisher vom Staat besorgte Aufgaben zur eigenen Ver¬
waltung überwiesen werden . Außerdem sollen sie auch frei¬
willige Aufgaben der Selbstverwaltung übernehmen können.
Zur Erledigung der den Bezirksämtern vorbehaltene » staat¬
lichen Arftgaben sollen in größerem Umfange als bisher von
dem Bezirckssclbstverwaltungskörper gewählte Beisitzer (Be¬
zirksräte ) zur Mitwirkung berufen werden ; insbesondere wird
gegen jede Entscheidung des OberamtmannS Einsprache an
Len Bezirksrat und erst gimen die Entscheidung deS BezirkS-
ratp Beschwerde an das Ministerium und daneben die ver -
waltungsgerichikiche Klage zugelaffemDer OberÄmtnurnn soll wie bisher vom Staatsministeriumernannt werden . Für die Regel wird Befähigung zum
Richterämt oder höheren Verwaltungsdienst gefordert ; aus¬
nahmsweise können auch sonstige in der öffentlichen Verwal¬
tung erprobte Männer in Betracht kommen. (Diese Forde¬
rung wiederholt eine- Bestimmung in § 11 der badischen Ver¬
fassung .) Die Bezirksversammlung erhält ein Vorschlags»
recht für geeignete Anwärter zur Besetzung erledigter Ober »
am tmän »erstellen.

Dick bisherige Einteilung der Amtsbezirke läßt der Antrag
i« allgemeinen bestehen ; nur wird gefordert , daß' sie sich- en heutigen Verkehrsverbältniffen anpaffen und tunlichst
mit der DezirKeinteilnnq für die Zwecke der Justiz » und
Arnanzverwalttmg zusammenfallen "

soll. Mehrere Bezirke
Wutien sich zu einem Bcftrksverbanb zur Pflege bestimmter
gemeinsamer öffentlicher Interessen und Angelegenheiten zu-
sannnenschließc» .

Die 11 bestehenden Kreise sollen aufgehoben werden . Da »
^irr werden die Bezirke und Städte in zwei bis vier
körperschaftliche Verbände höherer Ordnung — KreiSver »
bände — zustnnmengefat . Ihre Vertretung , die» KreiS -
veksammlnng , wird von den Bezivksversammlungen und
Büßgcrausschüssen der ihr angehörenden Bezirke und Städte
gewählt . Die Kreisvrrsammlung wählt als ihr Verwal¬
tungsorgan den KreisverbandSauSschuß und fernen Vor¬
sitzenden. Den Kreisverbänden sollen d»»ch Gesetz Aufgaben
»ugewieftn werden »nd zwar solche, die einen gÄßeren La»-
HÜKteik betreffe» und über die dauernd« Leistungsfähigkeit dep

Bezirke und Städte hinausaehen . Zur Deckung der-
wände» find die zu dem Kreisverband gehörenden Bezirk»
und Städte »erpflichtet.

Die Zwischeninstanzen zwischen Bezirksamt und Mini¬
sterium , d. i. der Srrwaltnngshvf , die LmcheSkommissare , di«Vberdirektiv « des Wasser, und Straßenbaues sollen ausg^
hoben werden und ihre Geschäfte an die Selbstverwaltung »,
orgaire und unteren Verwaltungsbehörden vertritt
werden . Di « Sta atsaufsicht übrr die Städte (imSinne der neuen Gemeindeordnung ) wird einem oder
zwei Bevollmächtigten des Ministerums übertragen , deren
Entscheidung unter Zuzug eines von den neu zu bildendemKreisverbänden gewählten Landesausschusses erfolgt.Die Zuständigkeit des Bezirksrats für VerwaltungLgericht»
liche Entscheidungen wird aufgehoben. An ihre Stelle trittdie Entscheidung der Verwaltungsbehörde gegen deren Recht.
Mäßigkeit neben der Beschwerde an das Ministerium di«Klage an den Berwaltungsgerichtshof gegeben ist.

Diese Vorschläge sind von dem Verein höherer Beamten derinneren Staatsverwaltung einer gründlichen Beratung unter¬
zogen worden . Deren Ergebnis stellt die fölgende Resolutiondar .

1. Der jetzige Zeitpunkt ist zu einer grundsätzlichen Änd«,
rung unseres Verwaltungsrechtes nicht geeignet. Nach den
weitgehenden Änderungen der letzten Jahre auf fast allen
Gebieten und der Neugestaltung des Gemeinderechtes sollt «
eine Festigung der Verhältnisse abgewartet werden. Rach
einigen Jahren wird man die ganze Frage besser beurteilest
können.

Auch wenn entgegen unserer Auffassung schon jetzt ein«
weitgehende Änderung des badischen Berwaltungsrechts er¬
folgt, legt der Verein den größten Wert darauf , hierbei außGrund seiner praktischen Erfahrungen mitzuwirken.2. Für die Errichtung von Amtskörperschaftenfehlt wohl bei
der jetzigen Finanznot die erste Voraussetzung, nämlich die
Möglichkeit der Aufbringung der für eine erfolgreiche Be¬
tätigung der neuen Körperschaften unentbehrlichen Mittel .

8. Lassen sich diese finanzpolitischen Schwierigkeiten über¬
winden und werden AmtSkörperschaften errichtet, sowie di«
Kreise zusammengelegt und ausgebant , so wären dem Staat
doch diejenigen Aufgaben zu belassen , die er besser und billige«
oder doch ebensogut wie die SelbsverwaltungSkörper zu löse»
vermag . Bei Durchführung der Glocknerschen Vorschläge
gingen Regierung und Landtag , deren Befugnisse durch die
Entwicklung der Reichsgesetzgebung schon stark eingeschränkt
sind, der schönsten ihnen noch verbliebenen Aufgaben verlustist.4. Unter allen Umständen muß der Regierung das unbe¬
schränkte Ernennungs - und Versetzungsrecht der Staatsver¬
waltungsbeamten gewahrt Reiben , da die dem Landtag ver-
untwortliche Regierung ihre wichtigsten Vollzugsorgane in d»
Hand behalten muß . Ein Vorschlagsrecht der BezirkSversamm».
lung für die Besetzung erledigter Oberamtmannsstellen ist
damit nicht vereinbar .

6 . Eine Verminderung -der Kreise ist möglich, jedoch wird
hier mit Vorsicht zu verfahren und eine Änderung nur inso¬
weit vorzunehmen sein, als sie für die Allgemeinheit über¬
wiegende wirtschaftlicke Vorteile bietet. Zu große Kreise find
ebenso zu vermeiden wie leistungsunfähige Kreise. Bei Reu .«
Mitteilung der Kreise ist nach Möglichkeit auf die Gleichartig¬
keit der wirtschaftlichen Verhältnisse in den einzelnen Kreis«
gebieten Bedacht zu nehmen.

6. Gegen jede Verfügung des OberamtmannS , die Be¬
schwerde an den Bezirksrat und von diesem an das Miruste»
rium des Innern sowie die verwaltüngSgerichtlicheKlag«
zuzükassen, geht zu weit. Eine durch Gesetz oder Verordnung
festzustellende Ausdehnung der Befugnis des Bezirksrats , übe«
Beschwerden gegen Verfügungen des Bezirksamt» zu entschei¬
den, ist jedoch angezeigt.

7. Die Aufhebung der Oberdirektion des Wasser - und Stran
ßenbaues , des Verwaltungshofes und der LandeSkommissare ,
wäre verfehlt - da Ersparnisse hierdurch nicht zu erzielen find-
dagegen die Ministerien mit Dingen belastet würden, die ihre
Aktionsfähigkeit hemmen. Ganz besonderen Wert legen di«
Beamten der Bezirksverwaltung auf die Beibehaltung de«
LondeÄommissare , die sich als unentbehrliche Zwischenglied ««
zwischen den Ministerien und der Bezirksverwaltung bewählch
haben .

Lur Zfrsge der ungeteilten Unterrichts¬
zeit in den Volksschulen

wird uns geschrieben:
Nach tz 42 der Schulordnung für die Volksschulen kann fü«

Bürgerschulen und Volksschulklassen mit wöchentlich 24 Wo¬
chenstunden der Unterricht am Vormittag mit besondere«
Genehmigung des Unterrichtsministeriums auf 5 Stunden
ausgedehnt werden . Diese Bestimmung wurde getroffen in
einer Zeit normaler ErnährungSverhältniffe und Lei einem
normalen Gesundheitszustand unserer Schüler. Der Krieg
hat nun aber unsere Schulverhältniffe erheblich beeinträch¬
tigt . Die Ernährungsschwierigkeiten , welche di« KriegSver-
HÄtniffe für unser Volk mit sich gebracht haben, wirkten be¬
sonders verheerend auf die Gesunidheitsverhältnisse unserer
Jugend im schul - und vorschulpflichtigen Alter ein und tu«
dies auch heute noch. Ein Umsichgreifen nervöser Erschei¬
nungen unter schlecht genährten Schulkindern, eme bedenk¬
liche Zunahme der Zahl tuberkulöser Kinder, eine geschwächt«
körperliche Widerstandskraft und eine verminderte geistig«
Leistungsfähigkeit unserer Schuljugend find Folgeerscheinun¬
gen dieser beklagenswerten Verhältnisse. Zu dieser inneren
Schwächung unserer Schule kamen für den Schuldetrieb noch
mancherlei Hemmungen äußerer Art, so vor allem die Kür¬
zung der Unterrichtszeit und Vergrößerung der Klassenstärke»
infolge Lehrermangels und infolge Fehlen» ausreichende»
UnterrichtSräume , sowie die Beschränkung des Unterricht»
während des Winters aus den Vormittag wegen große»
Knappheit an Heizung - stoffen . Noch heute treten in de«
mittleren und oberen Jahrgängen unserer Volksschulen di«
Folgen dieses innerlich und äußerlich gehemmten UnterrichtS-
betrieb » deutlich hervor . Mehr oder weniger große Lücke«
im Wissen und Können der Schüler dieser Altersstufe zeige«
sich fast überall . Es gilt , die entstandenen Schäden nach
Tunlichkeit wieder auszubessern und den Unterrichtsbetrie»
unter Berücksichtigung der WesundheitSverhältniffe und Lei¬
stungsfähigkeit der Schüler wieder normalen Zuständen ent»
gegenzufuhren . Die in den letzten Jahren von manche «
Zeit « angeftrebte sogenannt « ungeteilte Unterrichtszeit, bei
welcher der Nachmittagsunterricht unter Ansetzung eineA
fünfstündigen ununterbrochenen Vormittagsunterrichts tun¬
lichst vermieden werden soll, dürste mit den geschilderte »
Verhältnissen und Bedürfnissen unserer Schule nicht in Ein¬
klang zu bringen sein. Die Anhänger der ungeteilten Un¬
terrichtszeit behaupten zwar , daß der fünfstündige Vormit¬
tagsunterricht erfolgreicher und für die Gesundheilsverhält¬
nisse der Schüler vorteilhafter sei, al» ein zweimaliger täg¬
licher Unterricht mit nur etwa zweistündiger Mittagspause ,
zumal er die Möglichkeit der fielen Ausnützung de» Nachmit¬
tags biete.

Demgegenüber zeigt die Erfahrung , daß der fünfstündig«
Unterricht an die Nervenkraft der Schüler der BolkSschul«
Anforderungen pellt , denen fie vielfach nicht gewachsen stnd-
dah die Unterricktserfolge wegen der in der in v. Stund «
votth«ndenen geistigen Übermüdung der Schüler «vhedlich Nqj



Irtden und daß, abgeseHen vou dreier mneren Hemmung » ern«
stall« Ausnützung der lehrplamnLßig vorgesehenen llnter -

«tchtSzett auch infolge der beim fünfstündige » Unterricht un¬
erläßlichen Kürzung der einzelnen Unterrichtsstunde « un¬
möglich ist. Auch ein Lehrer wird für die Regel in - er fünf¬
te« Stunde nicht mehr diejenige Frische und geistige Spann¬
kraft aufweise '.r, wie sie für einen gedeihlichen Unterricht un¬
bedingt nötig ist. Dieses Moment spricht auch gegen den viel¬
fach herbeigezogenen Vergleich mit den höheren Schulen » au
denen ein Lehrer höchsten» und nur ausnahmsweise vier
Stunde « Unterricht an einem Vormittag geben wird» wäh¬
rend der Lehrer der Volksschule in der Regel fünf Stunden
Hintereinander zu erteilen hat . An der höheren Schule wirkt
überdies der Wechsel im Fach und im Lehrer anregend , » äh¬
rend ei« solcher Au-gleich bei der Volksschule mit ihrem
Klaffenlehrersystem im allgemeinen nicht möglich ist.

Die Nachteile, die sich aus einer nur zweistündige« Mit¬
tagspause ergeben, werden sich vermeiden lassen, wenn die
Pause , wozu die Schulordnung die Möglichkeit knetet» auf
drei Stunden ausgedehnt wird .

Dem Einwand aber , daß bei ungeteilter Unterrichtszeit den
Schülern der ganze Nachmittag zur freien Verfügung bleibe»
steht die Tatsache entgegen, daß bei der Inanspruchnahme der
Eltern und Fürsorger durch Arbeit und Dienst die Jugend

meist selbst überlaffen wäre , insolange eS an hinreichen-

Geirgenheit zur Unterbringung in Horten und zu beauf»

tigtem Spielbetrieb fehlt . Welch schwere Schädigungen
hieraus für die unbeaufsichtigte Jugend heutzutage er -

en könnten, liegt auf der Hand . Die Stellungnahme der
KnterrichtSverwaltung zur soßenannten »ungeteilten " Schul¬

zeit , die übrigens nur an drei oder vier Schulen und an die¬
ne« nur versuchsweise eingeführt war » erscheint hiernach durch
stie Verhältnisse geboten.

Ltaatsanzeiger .

Das Staatsministerium hat unterm 18. März d. I . den

rofessor Erwin Schell an der Fichteschule in Karlsruhe zum
irektor des RealprogymuasiumS in Buchen ernannt .

Da » GtaatSminHteriu » Hat unterm 18. März d. I . be¬
schlagen» den a. o. Professor an der Universität Heidelberg
l)r . August LwaM zu« ordentliche» HonoeerprHeAer an
dieser Universität zu ernenne «.

Da » StaatSminifteriu « bat unter « 18. März d. I . de»
HilfsstaatSanwalt Rudolf Merk in Mosbach bi» zur Wieder¬
herstellung seiner Gesundheit in den Ruhestand Vgvsetzt und
den GerichtSaffeffor Hugo Marz an» Heidelberg zum Hilfs¬
staatSanwalt ernannt .

Da » Staatsministerium hat mit Entschließung vom IS.

März d . I . den RegierungSrat Friedrich Ernst Geyer bei«
Ministerium de» Innern al » Amtmann znm Bezirksamt
Karlsruhe »ersetzt .

Da » Justizministerium hak den HilfsstaatSanwalt Hugo
Marz der Staatsanwaltschaft Mannheim zugeteilt und den
HilfsstaatSanwalt vr . Walter PettrrS bei dieser Saatsan¬
waltschaft in gleicher Eigenschrft zur Staatsanwaltschaft Hei.
delberg versetzt .

DaS Ministerium de» Innern und da» ArbeitSministeriu «
haLen unterm 17. März d. I . den BerwaltungSaktuar Josef
Wehrle bei der Landesversicherungsanstalt Baden al» iOber-

verwaltungSsekretär planmäßig angestellt.
Aus dem öffentlichen Schuldienst wurde entlasten auf

Ansuchen: OberverwaltungSsekretär Hermann Heitz beim
Kreisschulamt in Heidelberg.

Kaheplauäuderungen .
Bom Freitag den 1. April an treten im Bereiche der Eisen-

bahn -Generaldirektion in Karlsruhe nachstehende Aahrplan -

Lnderungen in Kraft :
Zug 220 (VV). Hardheim ab 4,33 vorm., Walldürn cm 8.08

dornr , und Zug 221 (>V), Walldürn ab 6,20 vorm ., Hardheim
ab 6,46 vorm^ verkehren Werktags wieder regelmäßig .

Im Anschluß an den Sonntags » Montags , Mittwochs und

Freitags verkehrenden Schnellzug D kV (München) Stutt —

gart —Mühlacker—Mannheim (Ludwigshafen ) verkehren an

diesen Tagen folgende « nschlußzüge von und nach Pforzheim :

Zwo 2838 Pforzheim ob 10M nach« , MSHlackier a>
nnd Zwg 2838 Mühlacker ob Ist« «och« , Pfor ^ -i« « »7 «
nachm mit Hockt auf de» UnterwegSstattonen. Zug «27
SeruSbach ab Ichl nach« , Rau « ünz« tz an st« nach« ,
kehrt nur an Sonn - und Feiertagen , Werktag» verkehrt «r
wie folgt : Gernsbach ab 1,« ncüh« , Weisenbach stvi/ga
Raumünzach an st27 nach« . Halt aus sämtlichen Unterwe«^
stattonen . Zug 1294 (IV). Aorbach-GauSbach Wb 2H8
Gernsbach an 8,12 nachm, fallt aus , er verkehrt ab Raumüul
zach in nachstehendem Fahrplan : Raumünzach ab 2^W »ach- ,
Weisenbach 8.00/01 , Gernsbach an st18 nachm, mit Halt « o
allen Unterwegsstationen .

Zug 1888 neu. Billinge» (Baben ) ab st8S nachm, Bad Dürw
heim an 4L3 nach« .

Zug 1889 neu. Bad Dürrheil « ab 4,40 nachm, Billinge,
(Baden ) an 8,08 nach« .

Zug 1744 geändert Waldshut ab st38 vorm, Oberlauchri»,
gen 6,56/59, Stichlingen 7Z2/31 , Jmmendingen an 9,00 vorm.

Zug 1748 beginnt in Daldshut , da ab 10,10 vorm. Ober»
lauchringen 10,27/29, S 'Lhlingen 11,03/01, Jmmendingen an
12^ 9 nachm. Zug 1747 verlort früher und wird bis Wald».
Hut durchgefühct. Jmmendingen ab 19,00 vorm, Stichlingen
11 .18/20, Oberlauchringen 11F4/59, Waldshut an 12,14 nachm.
Die Züge halten auf allen Unterwegsstationen . Die Pers».
nenbeförderung bei Güterzug 7891 (IV), Jmmendingen ah
6ch4 vorm, Oberlauchrinßen an 1,15 nachm, fällt weg. Di»
Züge 1743 (s ) Jmmendcngen ab 7,« vorm, Waldshut an
10,12 vorm, 1610 Waldshut ab 631 vorm, Waldshut -Fahr»
hau » an 6^ 8 vorm, fallen aus . Zug 1743 (IV), Jmmendcngen
ab 4,57 vorm, Waldshut an 7,15 vorm, verkehrt täglich.

Ab 1. April wird der Personenverkehr zwischen Basel Bast
Bahnhof und Riehen wieder ausgenommen und durch drei
Zugspaare täglich bedient, Basel Bad . Bf . ab 6 .50 vorm, 1A)
nachm, 7HS nachm. Riehen an st58 vorm, 1ch8 nachm , 7.48
nachm. ; Riehen ab 7,13 vorm, 2,13 nachm, 7,55 nachm, Bases
Bad . Bf . an 7,20 vorm, st20 nachm, 8/ >2 nachm.

Des weiteren wird noch auf die geänderten in den Fahr¬
plänen bereits vorgesehenen Berkehrszeiten einiger Arbeiter¬
züge aufmerksam gemacht.

Nmtticde Vek»nntma <Dungen.
Impfung betr .

Di « unentgeltliche Impfung der Kinder hiesiger
Stadt , sowie der Stadtteile Daxlanden , Grünwcakel ,
Beiertheim , Rintheim und Rccppurr wird in der Zeit
vom 6 . April bis 19 . Mai 1921, durch den Bezirksarzt l .
Herrn Medczinalrat vr . Eberle vorgenommen wer¬
be» und zwar W .483
Mittwoch, den 6. Aprtl 1921» uachmLttags 5 Uhr, Gar -

tenschnle»
Donners « , , den 7. April 1921« nachmittag» 8 Uhr,

Gavteuschule»
Wrrita «, de« 8. April 1921» nachmittag » 8 Uhr,

Gartenschule , -
iVamSta, . den 9. April 1921« nachmitat, » 8 Uhr-

Garten schule,
Wonta , de « 11. Aprtl 1921« nachmittag» 8 Uhr»

Gartenschule ,
MUtwoch, den 20. April 1921, nachmittaz» 8 Uhr,

Sartenschule »
DannerStag . den 21. April 1921, nachmittag» 8 Uhr,

Gartdnschule,
Waeitag, de« 22. April 1921 , nachmittag» 8 Uhr»

Garten schule»
KnmSta «, deu 23. April 1921 , nachcnSttag » 8 Uhr,

Garteaschule »
Montag » den 2. Mai 1921« vormittags 8 Uhr» Daz .

lande« (Kinderschule)»
Montag , de» 2. Mat 1921« vormittag » 16 Uhr» Grüc»-'

UßinErl (SlkulkmrA) .
Mantag » de« 2 . Mai 1911 , nachmittag» XS Uhr,

BestrtheLm (Turnhalle ),
DtenStt « . de« 3. Mai 1921, nachmittag» X« Lhk,

Rintheim ( SchcclhanS ) ,
Mittwoch, den 4. Mal 1921 , nachmittag» 5 Uhr, Rüp -

pcrrr (Turnhalle ) ,
Donnerstag , dsu Ist Mai 1921« nachmittags 8 Uhr,

Gartenschule »
Donnerstag , den 19. Mai 1921, nachmittags 8 Uhr»

Gartenschule (Nachschau ) .
GeiccMft muß werden :

1 . jede» Kind vor Ablauf des auf sein Geburtsjahr
folgenden Kalenderjahres , sofern es nicht nach
ärztlichem Zeugnis die natürlichen Blattern über¬
standen hat ;

L jeder Zögling einer öffentlichen Lehranstalt oder
einer Privatschule innerhalb des Jahres , in dem
er da» zwölfte Lebensjahr zurücklegt, sofern er
nicht nach ärztlichem Zeugnis in den letzten fünf
Jahren die natürlichen Blattern überstanden hat
oder mit Erfolg geimpft worden ist ;

st ältere impfpflichtige Kinder und Zöglinge, welche
noch nicht oder schon einmal oder zweimal , jedoch
ohne Erfolg geimpft wurden .

Eltern , Pflegeeltern und Vormünder , deren Kinder
« nb Pflegebefohlene dem Gesetz zuwider der Impfung
entzogen bleiben , werden an Geld bis zu 50 M . oder
« it Haft bi» zu drei Tagen bestraft . Für Kinder ,
welche von der Impfung wegen überstandener Blat¬
tern oder früherer Impfung befreit sein sollen oder
zurzeit ohne Gefahr für Leben oder Gesundheit nicht
« impft werden können» sind die ärztlichen Zeugniste»
letztenfall» mit genauer Angabe de» Grunde » , weshalb
« G auf wie lange die Impfung unterbleibe « darf ,
dem Impfarzt (Bezirksarzt ) vorzulegen . Ferner muß
ln de« Zeugnisten Vor- und Zunamen und da» ge¬
naue Geburtsdatum des KcndeS angegeben werden.

Die geimpften Kinder müssen bei Strafvermeide »
zu der von dem Jmpfarzte bei der Impfung bestimm-
ten Zeit zur Nachschau gebracht werden.

AuS einem Hause, in welchem ansteckende Krankhei.
te», wie Scharlach, Masern , Diphtherie , Krupp , Keuch¬
husten , rosenartige Entzündungen oder die natürlichen
Pocken herrschen, dürfen Impflinge zum allgemeinen
Termine nicht gebracht werden .

Die Sinder müssen znm Impftermine « it rein go-
wafchene« SSrper und mit reinen Kleidern erscheine«.

Karlsruhe , den 18. März 1921 .
O .-Z .45 . Bezirksamt — Polizeidirektion d .

Maul - und Klanenfenche betr .
Unter dem Viehbestände der Firma Sinuer A.»G.

l» Grünwinkel ist die Maul - und Klauenseuche erneut
««»gebrochen. W .487

Sperrbezirk ist das gesamte Gelände der genannten
Firma ; da » BeobachtungSgebiet bildet der Vorort
Grünwinkel mit Gemarkung .

Karlsruhe , den 21. März 1921.
VH .47. » ad. Bezirksamt — Poltzestirektt « , c.
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Die Badeco-Badeuer Reit ,
st Kahrsport Gesellschaft
« U beschr. Haft«», ist
durchGesellschafterbeschluß
vom 20. November 1920
in Liquidation getreten .

Gläubiger der Gesell¬
schaft werden hiermit auf .
geordert , ihr« Forderun¬

gen innerhalb der gesetz-
lich vorgeschriebenen Frist
bei uns einzureichen.

BadecEadecc ,
den 22. März 1921.

Baden -Badener Reit - L
Kahrsport G . « . st H.

in Liquidation .
Die Liquidatoren :

Fritz Bodemaan .
Kurt Ulrich .

Mllllllls

m WeMbii » I>«.
Da » bad. Korstamt St .

Blasien verkauft unter den
üblichen Bedingungen

freihändig die in den
Sommerschlägen 1921 an¬
fallende Fichtengerbrind«,
geschätzt zu etwa 3000 bis
4000 Zentner . W.447L1

Angebote find bi» läng¬
sten» zn« 3. April 1921
bei» Forstamt einzurei¬
chen.

AWkerWrik Menia
vorm. M. Platz Wue
L-S. MiWim i. S.
Di « Herren Aktionäre

unserer Gesellschaft wer¬
den hiermit zu der am

kamMg,1K .Hnltzs . 3s..
vormittags 11W .

i» den Geschäftsräumen
der Gesellschaft zu Wein ,
heim stattfindenden dies¬
jährigen K.87

ortzevtWo
Emral-Mjammllliig

eingeladen .
Tagesordnung :

1. Bericht de» Vorstände»
und des Aussichtsrats.

2. Vorlage des Rechnuccgs .
abschluffes für das Ge¬
schäftsjahr ISA) und Be¬
schlußfassung über die
Verteilung des Reinge¬
winns .

3.Beschlußfassung» über die
Entlastung des Auf-
fichtsrats und des Bor-
standeS.
Diejenigen Aktionäre ,

welche an der Generalver¬
sammlung teilnehmea wol¬
len, haben ihre Aktien
oder eine mit den Num¬
mern der Aktien versehene
Bescheinigung über die
auf Grund der Bestim¬
mungen des tz 255 HEB .
erfolgte Hinterlegung der
Aktien bei einem Notar
spätestens bis Mittwoch,
de» 13. April d». IS « vor
3 Uhr nachmittags bei der
GesrllschaftSkaffe zccWric ».
hei« oder den Bankhäu¬
sern Rheinische Kreditbank
i« Mannheim und deren
Zweigniederlassungen und
PMzische Baak Ludwig».
Hase« a. Rh . und deren
übrige» Niederlassungen
zu hinterlegt «.
Weinheim , 23 . März 1921 .
W . Platz . A . v. Arndt .
_ L. Hanoi st_

W .443L Karlsruhe .
Der Friseur Eugen Kuß
in Karlsruhe , BahnhosS-
platz14, Prozeßbevollmäch¬
tigte : Rechtsanwälte vr .
L. Haas , tzug und Strauß
hier , klagt gegen seine
Ehefrau Anna Hilda »est
Käakel , früher zu Karls¬
ruhe» jetzt au unbekann¬
ten Orten » auf Grund der
Behauptung , daß die Be.
klagte die von dem Kläger
acigesckafften Möbel infol¬
ge Auflösung deS HanS-
hocktS am 12. März 1915
bei der Münchener Lager -

hauS-Ostbahnhof-Gesell-
schast m - b. H. auf ihren
Namen auf Lagerschein
Nr . 547 eingelogert habe
u. Kläger deren Heraus¬
gabe nur gegen Beibrcn -
gcrccg deS Lagerscheines
oder der Einwilligungser¬
klärung der Beklagten er¬
langen könne » mit dem
Anträge auf kostenfällige
nötigenfalls gegen Sicber -
heitSleistung vorläuig voll¬
streckbareVerurteilung der

Beklagten, einzuwilligen,
daß die bei dem Münche¬
ner Lagerhaus - Ostbahn¬
hof G . m. b. H. in Mün¬
chen auf den auf Frau
Anni Kuß, FriseurSgattin
ausgestellten Lagerschein
Rr . 547 vom 12. März
1915 eingelagerten Möbel
und sonstigen Gegenstän¬
de an den Kläger heraus »
gegeben werden.

Der Kläger ladet die
Beklagt« zur mündlichen
Verhandlung de» Rechts¬
streits vor die 4. Zivil-
kammer de» Landgericht»
zu Karlsruhe auf Mitt¬
woch, den 15. Juni 1921,
vormittags 9 Uhr, mit der
Aufforderung » einen bei
dem gedachten Gerichte
-zugelafsenen Anwalt zu
bestellen.

Zum Zwecke der öffent¬
lichen Zustellung wird die¬
ser Auszug der Klage be¬
kannt gemacht .
Karlsruhe , 14. März 1921 .
De» Gerichtsschreiber de»

Landgericht». _
W.444.3 KalSrnhe. In

der Ehescheidungsklageder
Polizeibeamten Franz Sle -
bert Ehefrau , Maria gr-
boreneu Marc- in Beuren
gegen ihre» genannten
Ehemann , zuletzt in Karl»,
ruhe wohnhaft, z. Zt . un¬

bekannten Aufenthalts »
ladet die Klägerin den Be.
klagten zu dem gemäß 8
618 Abs. 2 ZPO bestimm¬
ten neuen Verhandlungs¬
termin auf Dienstag , deu
14. Juni 1921, vormittags
9 Uhr, vor die 1 . Zivil-
kammer des Landgerichts
Karlsruhe mit der Auf¬
forderung, einen bei die¬
sem Gerichte zugelassenen
Rechtsanwalt zu bestellen.
Karlsruhe , 21 . März 1S21.
Der Gerichtsschreiber deS
_ Landgerichts.

Konkursverfahren .
W .4S0 . Billingen . über

den Nachlaß des Priva -
tiers Friedrich Krußen jr .
in Königsfeld wurde Leu¬
te am 22. MLrz i921,
nachmittags 5 Uhr, das
Konkursverfahren eröffnet,
da der Nachlaß überschul¬
det ist.

Der Waisenrat Grützer
hier wurde zum Konkurs¬
verwalter ernannt .

KonkurSorderungen sind
bis zum 9. April 1921 bei
dem Gerichte anzumelden.

Es wurde Termin an.
beraumt von dem diess.
Gerichte, zur Beschlußfas¬
sung über die Beibehal¬
tung des ernannten oder
die Wahl eines anderen
Verwalters » sowie über
die BeslelluW, eineSGläu »
bcgerausschusteS und ein-
treteicdenfalljg über die in
8 132 der Konkursord-
nung bezeichneten Gegen¬
stände und zur Prüfung
der ange meldeten Forde¬
rungen auf
Dienstag 19. April 1921.

nachmittag» 3 Uhr,
Allen Personen , welche

eine zur Konkursmasse ge¬
hörige Sache in Besitz ha.
den oder zur Konkurs-
maste etwas schuldig sinst
wird aufgegeben, nichts a»
den Gemeinschuldner z,
verabfolgen oder zu lei¬
sten, auch die Verpflicst
tung auserlegt , von de»
Besitze d^r Sache und vo»
den Forderungen , für
welche sie aus der Sach«
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , deq
Konkursverwalter bis zu«
9. April 1921 Anzeige zu
machen .
Billingen , 22. März 1921,

GertchtSfchreibrret de»
_ Amtsgerichts.

Aufgebote
W .489L1 Engen . Haa»

HSgele, Pension Hägele in
Zürich, Plattenstraße 19,
hat beantragt : 1. den A».
gust Hägele, geboren am
30. November 1861 » 2. die
Hermine Hägele» geboren
am 31 . Dezember 1867,
beide geboren in Hilzrcc -
gen und zuletzt daselbst
wohnhaft für tot zu er¬
klären.

Die bezeichneten Ver¬
schollenen werden aufge¬
fordert , sich spätestens in
dem auf

8-ucntag, 17. Okt. 1921.
vormittag S Uhr,

vor dem unterzeichnet»
Gericht accheraumten Auf¬
gebotstermine zu melden »
widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen wird.

An alle, welche Aus¬
kunft über Leben oderTob
der Verschollenen zu ertei¬
len vercnögen, ergeht die
Aufforderung , spätesten»
im Aufgebotstermine de «
Ger cht Anzeige »u mach-ri.

Engen . 17. März 1921.
Der Ger ^chtsschreiber de»

Amtsgerichts _
nr den Neubau der
» btlg. Tech». HrS»
! werden die Schrei»
und Schlofftrarbei-
Terrazzoarbrite « so«
ne Schwachitrsmaala»

(Klingelleitungen ) inr
! der öffentlichen
« nach Maßgabe der
cdnung des Finanz»

jleriums vom 3. Ja -
1907 ausgeschrieben ,

clagen werden am
Baubüro , Kaiserstr.

Erstattung der
abgegeben ,

cungen liegen zur
ft auf . Die « ngebo-

d verschlossen ,
eichender Aufschrift -
Donnerstag » deu --
vorm . 11 Uhr, «b«n-

,zugeben. Eröffnung
lngebote findet v«
erschienenen Unters

wn oder deren B«r

statt . ZuschlagSfnft
«chen vom Tage der

cung der Angebvt -

rechnet. Ganze oder
ise Ablehnung A
>°te. sowie « ertfi-

vl- ibt vor» .
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